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KURZFASSUNG 
 
Die kantonale Volksinitiative "Schutz der Rütli-Wiese", welche am 14. Februar 2008 einge-
reicht wurde, verlangt, dass für 1. August-Veranstaltungen auf dem Rütli keine Bewilligungen 
erteilt werden. Der Gemeinderat Seelisberg könnte auf Grund der Initiative Ausnahmen be-
willigen, bei denen jedoch keine ausserkantonalen Festrednerinnen und -redner auftreten 
dürfen. Für Anlässe politischer Gruppen oder Parteien soll generell keine Bewilligung erteilt 
werden. Mit Hilfe dieser Initiative möchten die Initianten erreichen, dass "das Rütli frei von 
politischem Seilziehen" ist und das "Gezänk" zwischen "Links" und "Rechts" gestoppt und 
der alljährlichen unnützen Verschleuderung von Steuergeldern für die Gewährung der Si-
cherheit Einhalt geboten wird.  
 
Am 4. März 2008 stellte der Regierungsrat fest, dass die Volksinitiative mit 1'291 gültigen 
Unterschriften formell zu Stande gekommen sei. Die rechtliche Prüfung der Initiative ergibt, 
dass diese gegen höherrangiges Recht, das heisst gegen die Eigentumsgarantie und die 
Versammlungsfreiheit, verstösst. Denn zur Wahrung der Ruhe und Ordnung ist kein absolu-
tes Versammlungsverbot nötig und zumutbar. Die Ausnahmemöglichkeit zu Gunsten des 
Gemeinderats Seelisberg ändert daran nichts. Eine teilweise Ungültigerklärung ist nicht mög-
lich, weil mit dem absoluten Versammlungsverbot, das ungültig ist, der Kern der Initiative ge-
troffen wird. Nachdem die Initiative gegen Bundesrecht verstösst, beantragt der Regierungs-
rat dem Landrat, die Initiative als ungültig zu erklären.  
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AUSFÜHRLICHER BERICHT 
 
1.  Ausgangslage 
 
 Die Schweizerische Gemeinnützige Gesellschaft (SGG) hat die Rütli-Wiese im Jahr 

1860 der Eidgenossenschaft geschenkt mit der Auflage, dass das Rütli unveräusserli-
ches Nationaleigentum bleibe und die Verwaltung der SGG übertragen werde. Diese or-
ganisiert traditionellerweise eine 1. August-Feier. In den letzten Jahren kam es wieder-
holt zu Störungen der Feier und Ausschreitungen extremistischer Gruppierungen an ver-
schiedenen Orten in der Nähe des Rütlis. Dies zog 2006 Zugangskontrollen zur Rütli-
Wiese und ein massives Polizeiaufgebot der Innerschweizer Kantone nach sich.  

 
2. Einreichung und Wortlaut der Initiative 
 
 Am 14. Februar 2008 reichte ein Initiativkomitee die kantonale Volksinitiative "Schutz der 

Rütli-Wiese" ein.  
 

Die Initiative "Schutz der Rütli-Wiese" hat folgenden Wortlaut:  
 

"Die unterzeichneten stimmberechtigten Schweizer Bürgerinnen und Bür-
ger stellen hiermit gestützt auf Artikel 49 der Urner Kantonsverfassung 
folgendes Initiativbegehren:  
 
Die Verfassung (KV) vom 28. Oktober 1984 wird wie folgt geändert:  
 
Art. 49 Schutz der Umwelt und des Lebensraumes 
 
1Der Kanton und die Gemeinden sorgen bei ihrer Tätigkeit für den Schutz 
des Menschen, seiner Umwelt und seines Lebensraumes.  
2Der Regierungsrat sorgt für einen angemessenen Schutz der Rütli-
Wiese.  
a) Insbesondere darauf, dass er für 1. August-Veranstaltungen (Rütli-

Bundesfeiern) keine Bewilligungen erteilt.  
b) Er kann ausdrücklich Ausnahmen bewilligen, wenn der Gemeinderat 

von Seelisberg eine 1. August-Feier ausrichtet, bei der jedoch keine 
ausserkantonalen Festredner und Festrednerinnen auftreten dürfen.  

c) Indem er für Anlässe oder Andachten politischer Gruppen oder Partei-
en keine Bewilligungen erteilt." 

 
3. Begründung der Initiative aus der Sicht des Initiativkomitees  
 

Die Initianten begründen das Volksbegehren wie folgt:  
 
"Seit Jahrzehnten wird in der Schweiz des 1. Bundesbriefes von 1291 gedacht und die 
Geburtsstunde der "Eidgenossenschaft" gefeiert. Die 1. August-Feier wird seit einigen 
Jahren auf dem Rütli als so genannte Bundesfeier charakterisiert, obwohl keine gesetzli-
che Grundlage existiert. Es besteht aber kein Zweifel, der 1. August ist im Volk als Fest-
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tag sehr stark verwurzelt und soll in den Kantonen und Gemeinden gebührend began-
gen werden.  
 
Mit Hilfe dieser Initiative:  
- soll das Rütli frei von politischem Seilziehen sein; 
- kann das Gezänk und die Sticheleien zwischen "Links" und "Rechts" gestoppt wer-

den; 
- wird der alljährlichen unnützen Verschleuderung von Steuergeldern (Polizeiaufwand 

für Sicherheit) Einhalt geboten." 
 

4. Zustandekommen der Initiative 
 

Am 4. März 2008 stellte der Regierungsrat fest, dass die Volksinitiative mit 1'291 gülti-
gen Unterschriften formell zu Stande gekommen ist.  
 

5. Inhalt der Initiative 
 

Die Initiative verlangt im Wesentlichen, dass 
 
- für 1. August-Veranstaltungen auf dem Rütli keine Bewilligungen erteilt werden; 
- der Gemeinderat Seelisberg Ausnahmen bewilligen kann, bei denen jedoch keine 

ausserkantonale Festrednerinnen und -redner auftreten dürfen; 
- für Anlässe politischer Gruppen oder Parteien (generell) keine Bewilligung erteilt 

wird. 
 

6. Beurteilung der Gültigkeit der Initiative 
 
a) Allgemeines 
 

Ist ein kantonales Volksbegehren zu Stande gekommen, so wird es nach Artikel 68 Ab-
satz 1 des Gesetzes vom 21. Oktober 1979 über die geheimen Wahlen, Abstimmungen 
und die Volksrechte (WAVG; RB 2.1201) vom Regierungsrat dem Landrat weitergeleitet 
mit einer Botschaft, die sich darüber auszusprechen hat, ob das Begehren ganz oder 
teilweise ungültig sei, namentlich ob es übergeordnetes Recht verletze, inhaltlich zu un-
bestimmt oder aus tatsächlichen Gründen unmöglich sei. Die Botschaft kann sachbezo-
gene Erwägungen und Anträge enthalten. Der Landrat entscheidet über die Gültigkeit 
des Volksbegehrens. Sein Beschluss ist im kantonalen Amtsblatt zu veröffentlichen.  
 
Die vorliegende Initiative wahrt die Einheit der Form und die Einheit der Materie. Sie ist 
durchführbar; praktische Probleme bei der Umsetzung einer Initiative genügen nicht, um 
sie als undurchführbar zu erklären (9).  
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Der Regierungsrat hat die Frage der materiellen Rechtmässigkeit der vorliegenden Initia-
tive durch Professor Dr. Pierre Tschannen, Universität Bern, prüfen lassen. Die nachste-
henden Ausführungen stützen sich auf das Rechtsgutachten dieses anerkannten Staats-
rechtsexperten vom 28. Oktober 2008 (siehe Anhang). Sie geben jedoch den Inhalt des 
Gutachtens in stark gestraffter Form wieder1.  
 

b) Kompetenzaufteilung zwischen Bund und Kanton auf der Rütli-Wiese 
 

Der Bundesrat hat die Rütli-Wiese gestützt auf Artikel 15 des Bundesgesetzes über Na-
tur- und Heimatschutz (NHG; SR 450) als historische Stätte von nationaler Bedeutung 
vertraglich erworben. Es besteht somit eine Zuständigkeit des Bundes, die Rütli-Wiese 
zu schützen und zu verwalten. Soweit Natur- und Heimatschutzbelange angesprochen 
sind, liegt die entsprechende Befugnis ausschliesslich beim Bund. Der Kanton kann in 
dieser Hinsicht nicht gesetzgeberisch tätig werden (10 f.). Hingegen sorgen die Kantone 
selbst für die öffentliche Sicherheit und Ordnung auf ihrem Hoheitsgebiet. Der Kanton 
Uri ist deshalb für die Aspekte der Sicherheit bei der Bewilligungserteilung für eine Bun-
desfeier zuständig. Insoweit die Initiative dem Schutz der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung auf der Rütli-Wiese dienen soll, widerspricht sie nicht der derogatorischen Kraft 
des Bundesrechts (14).  
 

c) Eigentumsgarantie 
 
Eigentümer der Rütli-Wiese ist der Bund. Es ist davon auszugehen, dass der Bund die 
Eigentumsgarantie hier ebenfalls anrufen kann (14). 
 
Eingriffe in die Eigentumsgarantie sind nur zulässig, wenn hiefür eine gesetzliche Grund-
lage besteht, ein öffentliches Interesse vorliegt und der Eingriff verhältnismässig ist (15). 
 
Während die gesetzliche Grundlage (mit der Initiative) erfüllt und das öffentliche Interes-
se gegeben sind, zeigt sich, dass die Initiative einen unverhältnismässigen Eingriff in die 
Eigentumsfreiheit darstellt (16). Das öffentliche Interesse an der Aufrechterhaltung der 
öffentlichen Ordnung und Sicherheit kann mit einem milderen Mittel erreicht werden, et-
wa mit einer Bewilligung mit Auflagen. Die bestehende Bewilligungspflicht gemäss der 
Benutzungsordnung der SGG unter Einbezug der kantonalen Behörden reicht zur Siche-
rung der öffentlichen Ordnung aus. Die vorliegende Initiative hat somit einen unverhält-
nismässigen Eingriff in die Eigentumsgarantie zur Folge.  
 

                                                 
1 Die Ziffern in den Klammern verweisen auf die Seiten des Gutachtens.  
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d) Versammlungsfreiheit 
 
Neben der Eigentumsfreiheit sind vor allem die Kommunikationsrechte (Meinungsäusse-
rungsfreiheit, Informationsfreiheit, Versammlungsfreiheit) angesprochen (17). Die De-
monstrationsfreiheit gilt nicht als ungeschriebenes Grundrecht. Vielmehr ist sie in der 
Versammlungs- und Meinungsäusserungsfreiheit enthalten und damit ausreichend ge-
schützt (17). 
 
Die Versammlungsfreiheit gibt dem Bürger einen bedingten Anspruch auf Nutzung des 
öffentlichen Grundes zur Durchführung von Versammlungen und verpflichtet den Staat, 
die Versammlung gegen Störungen durch Dritte zu schützen. Es besteht aber kein 
Recht darauf, die Versammlung an einem bestimmten Ort zu einem bestimmten Zeit-
punkt durchzuführen (17 f.) 
 
Versammlungen auf öffentlichem Grund dürfen bewilligungspflichtig erklärt werden, 
wenn sie nicht mehr bestimmungsgemäss und gemeinverträglich sind. Bei der Bewilli-
gung sind die Interessen der Allgemeinheit gegenüber jene der Gesuchsteller abzuwä-
gen. Zudem sind die Grundrechte Dritter zu berücksichtigen (18). 
 
Wie bei der Eigentumsfreiheit müssen auch für Eingriffe in die Kommunikationsrechte, 
namentlich in die Versammlungsfreiheit, die Eingriffsvoraussetzungen nach Artikel 16 
BV erfüllt sein. Es muss also eine gesetzliche Grundlage vorliegen, der Eingriff muss im 
öffentlichen Interesse liegen und verhältnismässig sein. 
 
Mit der Initiative würde die gesetzliche Grundlage geschaffen. Als öffentliches Interesse 
kann die Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung herangezogen werden (19 f.). Der 
Eingriff muss aber verhältnismässig sein. Verhältnismässig ist er, wenn sich die zu tref-
fende Massnahme eignet, um das Ziel zu erreichen, wenn sie erforderlich ist und wenn 
die Massnahme zumutbar ist, d. h. wenn ein ausgewogenes Verhältnis zwischen dem 
Eingriffszweck und der Eingriffswirkung besteht (20). 
 
Möglicherweise ist die Initiative geeignet, um den Schutz von Ruhe und Ordnung auf der 
Rütli-Wiese sicherzustellen (21). Sie muss aber auch erforderlich sein, um das ange-
strebte Ziel zu erreichen. Genügen mildere Mittel, um das Ziel zu erreichen, ist die 
Massnahme nicht erforderlich. Ein allgemeines Demonstrationsverbot für Veranstaltun-
gen politischer Gruppierungen ist nicht nötig, um die öffentliche Sicherheit zu gewähr-
leisten (21). 
 
Schliesslich muss ein ausgewogenes Verhältnis (Zumutbarkeit) bestehen zwischen dem 
Eingriff und der dadurch bewirkten Beeinträchtigung des Grundrechts, hier der Ver-
sammlungsfreiheit (22). Zur Sicherstellung der öffentlichen Ruhe und Ordnung für die 
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Bundesfeier auf dem Rütli ist ein absolutes Versammlungsverbot, wie das die Initiative 
vorsieht, nicht nötig und zumutbar (22). 
 
Die Ausnahmebewilligung zugunsten des Gemeinderats Seelisberg macht keinen Sinn 
und ist willkürlich. Sie ändert nichts an der Unverhältnismässigkeit der Initiative. 
 

e) Schlussfolgerungen 
 
Zusammengefasst zeigt sich, dass namentlich die Eigentumsgarantie und die Versamm-
lungsfreiheit betroffen sind. Eingriffe in beide Grundrechte sind zulässig, wenn sie erfor-
derlich, geeignet und verhältnismässig sind. Namentlich die Verhältnismässigkeit fehlt 
der Initiative. Denn zur Wahrung der Ruhe und Ordnung ist kein absolutes Versamm-
lungsverbot nötig und zumutbar. Die Ausnahmemöglichkeit zugunsten des Gemeinde-
rats Seelisberg ändert daran nichts. 
 
Eine teilweise Ungültigerklärung ist nicht möglich, weil mit dem absoluten Versamm-
lungsverbot, das ungültig ist, der Kern der Initiative getroffen wird. Der noch verbleiben-
de Teil, nämlich der Ingress der Initiative, entspricht nicht der Zielsetzung der Initiative, 
so dass er nicht für sich allein gültig erklärt werden kann. 
 
Insgesamt zeigt sich somit, dass die Initiative gegen Bundesrecht verstösst und somit 
ungültig ist. 

 
Der Regierungsrat beantragt dem Landrat, die Initiative als ungültig zu erklären.  
 
 
ANTRAG 
 
Gestützt auf diese Erwägungen beantragt der Regierungsrat dem Landrat folgenden Be-
schluss zu fassen:  
 
1. Die kantonale Volksinitiative "Schutz der Rütli-Wiese" wird als ungültig erklärt.  
 
2. Sie ist dem Volk nicht zur Abstimmung vorzulegen.  
 
3. Der Beschluss ist im Amtsblatt zu veröffentlichen.  
 
 
Anhang 
Rechtsgutachten vom 28. Oktober 2008 
























































